Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1881 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften des Fideikommiß- und 

Stiftungsrechts 

— Drucksache V/1837 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reischl 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des Fidei- 
kommiß- und Stiftungsrechts — Drucksache V/1837 — 
ist in der 113. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 9. Juni 1967 in erster Lesung behandelt und dem 
Rechtsausschuß überwiesen worden. Der Rechts- 
ausschuß hat die Vorlage am 14. Juni 1967 abschlie- 
ßend beraten und legt den Entwurf zur zweiten und 
dritten Beratung vor. 

Zu Artikel 1 

Das Gesetz zur Änderung von Vorschriften des 
Fideikommiß- und Stiftungsrechts vom 28. Dezem- 
ber 1950 (BGBl. S. 820) hatte in seinem § 2 zum 
Ziele, für die aus Anlaß der Fideikommiß- Auflösung 
gebildeten Stiftungen oder sonstigen juristischen 
Personen oder Familienstiftungen, die ihren Sitz 
außerhalb des Bundesgebietes haben, die Aufsichts- 
befugnisse auf Behörden innerhalb des Bundes- 
gebietes zu übertragen, wenn diese Stiftungen Ver- 


mögensgegenstände im Bundesgebiet haben. In die- 
ser Vorschrift ist ein allgemeiner Rechtsgedanke 
zum Ausdruck gekommen, den die Praxis im Wege 
der Auslegung auch auf andere Fälle ausgedehnt 
hat. Der neu eingefügte § 2 a gibt dieser Praxis nun 
ausdrücklich Gesetzeskraft. Die darin vorgesehene 
Übertragung der Aufsichtsbefiignisse über alle 
rechtsfähigen Stiftungen in den im Gesetz genann- 
ten Fällen auf Behörden innerhalb des Bundesge- 
bietes schafft kein neues Recht und dient somit 
allein der Klarstellung. 

Zu Artikel 2 

Aus Gründen der Rechtssicherheit erscheint es 
ferner notwendig, eine Vorschrift darüber aufzuneh- 
men, daß Maßnahmen von Behörden, die diese auf 
Grund der geübten Rechtspraxis bereits vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes getroffen haben, wirksam 
sind und bleiben. Der Ausschuß hat aus sprachlichen 
Gründen die Fassung geändert. 


Bonn, den 15. Juni 1967 


Dr. Reischl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1837 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

Bonn, den 15. Juni 1967 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Dr. Reischl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache V /1881 


Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften des Fideikommiß- und 
Stiftungsrechts 

— Drucksache V/1837 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Fideikommiß- und Stiftungsrechts 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rcites das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

ln das Gesetz zur Änderung von Vorschriften des 
Fideikommiß- und Stiftungsrechts vom 28. Dezem- 
ber 1950 (Bundesgesetzbl. S. 820) wird nach § 2 
folgender § 2 a eingefügt: 

.§ 2 a 

Hat eine nach deutschen Rechtsvorschriften gebil- 
dete Stiftung des bürgerlichen Rechts am 8. Mai 
1945 ihren Sitz außerhalb des Geltungsgebietes die- 
ses Gesetzes gehabt und hat sie im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes Vermögensgegenstände, so kann 
die sachlich zuständige Oberste Landesbehörde des 
Landes, in dem sich Vermögensgegenstände befin- 
den, die Aufsichtsbefugnisse ausüben. Sie kann hier- 
bei alle Maßnahmen treffen, die sie für notwendig 
hält, um die Stiftung aufrechtzuerhalten oder fort- 
zusetzen. Insbesondere kann sie den Sitz der Stif- 
tung verlegen, ohne an Bestimmungen der Satzung 
gebunden zu sein. Die Oberste Landesbehörde kann 
die Ausübung der Befugnisse auf eine andere Be- 
hörde übertragen." 

Artikel 2 

Hat eine Behörde vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Maßnahmen getroffen für die sie erst auf 
Grund des § 2 a des Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Fideikommiß- und Stiftungsrechts 
zuständig geworden ist, so sind diese auch dann 
wirksam, wenn sie vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes getroffen worden sind. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Fideikommiß- und Stiftungsrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

In das Gesetz zur Änderung von Vorschriften des 
Fideikommiß- und Stiftungsrechts vom 28. Dezem- 
ber 1950 (Bundesgesetzbl. S. 820) wird nach § 2 
folgender § 2 a eingefügt: 

»§ 2 a 

Hat eine nach deutschen Rechtsvorschriften gebil- 
dete Stiftung des bürgerlichen Rechts am 8. Mai 
1945 ihren Sitz außerhalb des Geltungsgebietes die- 
ses Gesetzes gehabt und hat sie im Geltungsgebiet 
dieses Gesetzes Vermögensgegenstände, so kann 
die sachlich zuständige Oberste Landesbehörde des 
Landes, in dem sich Vermögensgegenstände befin- 
den, die Aufsichtsbefugnisse ausüben. Sie kann hier- 
bei alle Maßnahmen treffen, die sie für notwendig 
hält, um die Stiftung aufrechtzuerhalten oder fort- 
zusetzen. Insbesondere kann sie den Sitz der Stif- 
tung verlegen, ohne an Bestimmungen der Satzung 
gebunden zu sein. Die Oberste Landesbehörde kann 
die Ausübung der Befugnisse auf eine andere Be- 
hörde übertragen." 

Artikel 2 

Hat eine Behörde vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Maßnahmen getroffen, für die sie auf 
Grund des § 2 a des Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Fideikommiß- , und Stiftungsrechts 
zuständig ist, so sind diese wirksam. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesctzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Artikel 3 
unverändert 

Artikel 4 
unverändert 
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